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Kreis Lippe 
 
108 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Frau Loredana Chiriac 
 
Gegen  
Frau Loredana Chiriac 
zuletzt wohnhaft: 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-06-47/15-
B ein Bußgeldbescheid erlassen. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 23.02.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
109 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Frau Loredana Chiriac 
 
Gegen  
Frau Loredana Chiriac  
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-06-47/15-
V eine Ordnungsverfügung erlassen. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht persönlich zugestellt 
werden, da der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 23.02.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
110 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Herrn Florin Malacu 
 
Gegen  
Herrn Florin Malacu  
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-62/15-
B ein Bußgeldbescheid erlassen. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 24.02.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
111 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Herrn Florin Malacu 
 
Gegen  
Herrn Florin Malacu  
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-62/15-
V eine Ordnungsverfügung erlassen. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
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Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 24.02.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
112 Abschließender Prüfungsvermerk der Ge-

meindeprüfungsanstalt (GPA) Nordrhein-
Westfalen für den Eigenbetrieb Schulen des 
Kreises Lippe für das Geschäftsjahr 2014 

 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat am 25.01.2016 den 
Jahresabschluss festgestellt und über die Verwendung des 
Fehlbetrages wie folgt beschlossen: 
 

" Der Jahresverlust (von 345.721,32 Euro) wird auf neue 
Rechnung vorgetragen." 

 
Der Jahresabschluss 2014 wird im Internet auf der Home-
page des Kreises Lippe unter www.kreis-lippe.de (Verwal-
tung/Sonder-Stabsbereiche/Eigenbetrieb-Schulen) veröf-
fentlicht. Zusätzlich wird der Jahresabschluss 2014 bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Kreis-
haus, Ebene 3, Zimmer 278 (Büro Parsons/Koch), zur Ein-
sichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der GPA in Herne über die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
lautet wie folgt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Schulen des Kreises Lippe. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2014 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Concunia GmbH, Münster, bedient.  
 
Diese hat mit Datum vom 18.09.2015 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.  
 
„An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Schulen des 
Kreises Lippe, Detmold: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Schulen des Kreises 
Lippe für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. De-
zember 2014 geprüft.  
 
Die Buchführung und die Aufstellung dieser Unterlagen 
nach den handelsrechtlichen Vorschriften und den ergän-
zenden Bestimmungen der Satzung liegen in der Verant-
wortung der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung Schulen des Kreises Lippe. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung sowie über den Lagebericht ab-
zugeben. 
 
Wir haben unsere Prüfungen nach § 106 GO NRW und 
entsprechend § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Schulen 
des Kreises Lippe sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung um-
fasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Be-
triebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Schu-
len des Kreises Lippe sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und sonstigen ortsrechtlichen Best-
immungen und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
Schulen des Kreises Lippe. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Schulen 
des Kreises Lippe und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
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Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 17.02.2016 
GPA NRW 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Vorstehender Prüfvermerk wird hiermit gemäß § 26 (4) der 
Eigenbetriebsverordnung NRW (EigVO NRW) sowie § 3 (5) 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen 
Einrichtungen (JAP DVO) bekannt gemacht.   
 
Detmold, den 25.02.2016    
 
 
Klaus Kuhlmann 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
113 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Frau Marina Ripa 
 
Gegen  
Frau Marina Ripa 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-68/15-
B ein Bußgeldbescheid erlassen. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 26.02.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
114 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Frau Marina Ripa 

 
Gegen  
Frau Marina Ripa 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-68/15-
V eine Ordnungsverfügung erlassen. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 26.02.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
115 Festsetzung einer Ortsdurchfahrt im Zuge der 

Kreisstraße 4, Abschnitt 6 in Bad Salzuflen, OT 
Lockhausen 

 
Hiermit setze ich im Einvernehmen mit der Stadt Bad Sal-
zuflen und der Bezirksregierung Detmold gem. § 5 (3) 
Straßen- und Wegegesetz NW die Ortsdurchfahrt im Zuge 
der K 4,6 wie folgt  fest: 
 
Neue Ortsdurchfahrt: 

K 4,6  
von NK 3818 052 nach NK 3818 054 
von Station 1,155 bis Station 1,506 

 
Die Voraussetzungen des § 5 (1) Straßen- und Wegege-
setz NW liegen vor. 
 
Belehrung über den Rechtsbehelf 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
schriftlich oder zur Niederschrift beim Verwaltungsgericht in 
32432 Minden, Königswall 8, einzulegen. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Detmold, den 26.02.2016  
 
 
Huneke 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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116 Festsetzung einer Ortsdurchfahrt im Zuge der 

Kreisstraße 29, Abschnitt 1 in Bad Salzuflen, 
OT Lockhausen 

 
Hiermit setze ich im Einvernehmen mit der Stadt Bad Sal-
zuflen und der Bezirksregierung Detmold gem. § 5 (3) 
Straßen- und Wegegesetz NW die Ortsdurchfahrt im Zuge 
der K 29,1 wie folgt  fest: 
 
Neue Ortsdurchfahrt: 

K 29,1 
von NK 3818 109 nach NK 3818 054 
von Station 1,360 bis Station 1,735 

 
Die Voraussetzungen des § 5 (1) Straßen- und Wegege-
setz NW liegen vor. 
 
Belehrung über den Rechtsbehelf 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
schriftlich oder zur Niederschrift beim Verwaltungsgericht in 
32432 Minden, Königswall 8, einzulegen. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Detmold, den 26.02.2016  
 
 
Huneke 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
117 Amtliche Bekanntmachung 
 
Schau der Gewässer II. Ordnung / sonstige Gewässer 

im Kreis Lippe 
 
Gemäß § 121 und 122  des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) vom 
25.06.1995 ( GV NRW S. 926 ) in der zurzeit gültigen Fas-
sung  führt der Kreis Lippe als untere Wasserbehörde die 
Gewässerschau an folgenden fließenden Gewässern 
durch. 
 
In der Zeit vom 05.04.2016 – 19.04.2016  werden folgende 
Gewässer geschaut: 
 
 
Gewässer Kommune 

Länge 
Tag/Uhrzeit Treff-

punkt 
 

Niederbel-
ler Bach 

Horn-Bad 
Meinberg 

7,5 km 

Di 05.04.2016 
8.30 Uhr 

 
 

Friedhof-
kapelle 

Wehren, 
Schnitten-

berg 
Dorla, 

Passade 
Detmold 

9 km 
Mi 06.04.2016 

9.30 Uhr 
 
 

Hof Grote, 
Bad 

Meinber-
ger Str. 

168 
 
 

 
Werre Lage 

5,8 km 
 

Do 07.04.2016 
13.00 Uhr 

Brücke 
zum 

Golfclub 
Lage 

Haferbach Oerlinghausen 
4 km 

Di 12.04.2016 
9.30 Uhr 

Parkplatz 
Am Iberg, 

Ecke 
Wäh-

rentruper 
Straße 

 
Passade Lemgo 

6,1 km 
Do 14.04.2016 

8.30 Uhr 
Parkplatz 
Ortmühle, 
Passade-

str. 29 
 

Breiten-
haupter 

Bach 

Schieder-
Schwalenberg 

1,5 km 

Fr 15.04.2016 
8.30 Uhr 

Lothe, 
Brenker-

feldstraße 
an der 
Kreis-

grenze zu 
Höxter 

 
Donope Blomberg 

4 km 
Di 19.04.2016 

8.30 Uhr 
Alten-
donop, 

Sommer-
sellerweg, 
Parkgele-
genheit 
Grund-
stück 

Donoper 
Str. 161b 

 
Die Schautermine werden hiermit gem. § 121 Abs. 2 LWG 
öffentlich bekanntgegeben. Den Unterhaltungspflichtigen, 
den Eigentümern, den Anliegern, den zur Benutzung der 
Gewässer Berechtigten, den Fischereiberechtigten und der 
unteren Landschaftsbehörde wird Gelegenheit zur Teil-
nahme an den Schauterminen und zur Äußerung gegeben. 
 
Im Auftrag 
 
 
Kuhlemann 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
118 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Prüfung der 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die 
Errichtung und den Betrieb von drei Windkraftanlagen in 
32689 Kalletal, Gemarkungen Bavenhausen, Brosen und 
Henstorf 
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Die Firma Windmühlenkontor GmbH & Co. KG, Schwarze 
Twete 4, 32657 Lemgo (aktuelle Bauherrin/Betreiberin: 
Windfrosch GmbH & Co. KG) beantragte die Genehmigung 
gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die Errichtung und den Betrieb von insgesamt 
drei zu berücksichtigenden Windkraftanlagen mit einer 
Leistung von jeweils 3 MW im Außenbereich der Gemeinde 
Kalletal an den Standorten: 
 
  WEA I       WEA III  WEA VI 
Gemarkung: Bavenhausen  Brosen  Henstorf 
Flur:  4          7  1 
Flurstück:  17        13  52 
Koordinaten (GK): RW: 3.497.787 RW: 3.497.416 RW: 3.497.689 
  HW: 5.771.810 HW: 5.772.832 HW: 5.771.388 
 
Die Windkraftanlagen sollen im räumlichen Zusammen-
hang mit weiteren Windkraftanlagen im Rahmen einer 
Windfarm betrieben werden. Windfarmen (6 bis weniger als 
20 Windkraftanlagen) sind in der Anlage 1 (Liste der UVP- 
pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.6.2 Spalte 
2 Buchstabe A genannt. Aufgrund der Kumulation von An-
lagen innerhalb des Beurteilungsgebietes und der damit 
einhergehenden Überschneidung der Einwirkungsbereiche 
der Windkraftanlagen und Berührung in Bezug auf die 
Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG ist im Rahmen 
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c 
Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen, ob nach den in der An-
lage 2 des UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung des Vorhabens unter Berücksichtigung der 
Antragsunterlagen, der Gutachten zu den Emissionen an 
Lärm und Schattenwurf und den resultierenden Immissio-
nen und unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der im 
Genehmigungsverfahren beteiligten Träger öffentlicher Be-
lange und Fachbehörden wurde entschieden, dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen nach den in der Anlage 2 des UVPG genannten 
Schutzkriterien nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
(www.kreis-lippe.de) unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Meyer 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
119 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Prüfung der 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die 
Errichtung und den Betrieb von zwei Windkraftanlagen in 
32689 Kalletal, Gemarkung Brosen 
 

 
Die Firma Windmühlenkontor GmbH & Co. KG, Schwarze 
Twete 4, 32657 Lemgo (aktuelle Bauherrin/Betreiberin der 
WEA V: Windbüchse GmbH & Co. KG) beantragte die Ge-
nehmigung gemäß § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb von zwei Windkraftanlagen mit einer Leis-
tung von jeweils 3 MW im Außenbereich der Gemeinde 
Kalletal an den Standorten: 
 
  WEA V  WEA VII 
Gemarkung: Brosen  Brosen 
Flur:  6  6 
Flurstück: 30  16 
Koordinaten (GK):RW: 3.497.727 RW: 3.498.109 
   HW: 5.772.193 HW: 5.772.852 
 
Die Windkraftanlagen sollen im räumlichen Zusammen-
hang mit weiteren Windkraftanlagen im Rahmen einer 
Windfarm betrieben werden. Windfarmen (6 bis weniger als 
20 Windkraftanlagen) sind in der Anlage 1 (Liste der UVP- 
pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.6.2 Spalte 
2 Buchstabe A genannt. Aufgrund der Kumulation von An-
lagen innerhalb des Beurteilungsgebietes und der damit 
einhergehenden Überschneidung der Einwirkungsbereiche 
der Windkraftanlagen und Berührung in Bezug auf die 
Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG ist im Rahmen 
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c 
Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen, ob nach den in der An-
lage 2 des UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung des Vorhabens unter Berücksichtigung der 
Antragsunterlagen, der Gutachten zu den Emissionen an 
Lärm und Schattenwurf und den resultierenden Immissio-
nen und unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der im 
Genehmigungsverfahren beteiligten Träger öffentlicher Be-
lange und Fachbehörden wurde entschieden, dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen nach den in der Anlage 2 des UVPG genannten 
Schutzkriterien nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
(www.kreis-lippe.de) unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Meyer 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
120 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Herrn Ionut Baicu 
 
Gegen  
Herrn Ionut Baicu  
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-77/15-
B ein Bußgeldbescheid erlassen. 
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Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 02.03.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
121 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Herrn Ionut Baicu 
 
Gegen  
Herrn Ionut Baicu  
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-77/15-
V eine Ordnungsverfügung erlassen. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 02.03.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
122 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen 
 
Bebauungsplan Nr. 0150 „Am Hoffmannpark“, Ortsteil 
Bad Salzuflen 
- Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
- Beschluss zur öffentlichen Auslegung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 16.02.2016 
 
Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange werden zur Kenntnis 
genommen. Deren Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf gemäß der durchgeführten Abwä-
gung wird zugestimmt.  
 
Beschluss zur öffentlichen Auslegung  
Dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 0150 „Am Hoff-
mannpark“, Ortsteil Bad Salzuflen, mit der zugehörigen 
Begründung in der Fassung vom 10.02.2016 wird zuge-
stimmt. Der Entwurf zum Bebauungsplan ist gemäß § 3 
Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen.  
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

21.03.2016 – 29.04.2016 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht, sowie die bereits vorliegenden, nach Einschät-
zung der Stadt Bad Salzuflen wesentlichen, umweltbezo-
genen Stellungnahmen liegen zu jedermanns Einsicht für 
die Dauer des oben genannten Zeitraums öffentlich aus. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten  
1. Artenschutzprüfung 

mit Aussagen zu planungsrelevanten Arten (Vögel, 
Säugetiere, Amphibien, Pflanzen) sowie zu Vermei-
dungsmaßnahmen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere und 
Pflanzen 

2. Schalltechnische Untersuchungen 
mit Aussagen zum Gewerbeschall und zum Verkehrs-
schall insbesondere betroffene Umweltbelange: Men-
schen 

3. Untersuchungen zu Altlasten 
mit Aussagen zur Standorthistorie und zu Altlasten; ins-
besondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Menschen 

 
 
 

 
II Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange aus der frühzeitigen Beteiligung 
gemäß § 4 (1) BauGB 

1. Stellungnahme vom Kreis Lippe  
mit Aussagen zur Wasserwirtschaft, zum Grundwasser-
schutz, zur Abwasserbeseitigung, zum Bodenschutz, zu 
erhaltenswerten Bäumen und zum Artenschutz 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere, Pflan-
zen, Boden, Wasser, Menschen 

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.stadt-bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können. 
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den    26. 02.2016 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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123 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses zum 31.12.2014 der Stadt Bad Salzu-
flen 

 
Aufgrund § 96 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) hat 
der Rat der Stadt Bad Salzuflen am 09.12.2015 den vom 
Rechnungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem 
unbeschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahres-
abschluss 2014 durch Beschluss festgestellt und dem Bür-
germeister Entlastung erteilt. Weiterhin hat der Rat der 
Stadt Bad Salzuflen beschlossen, dass der Jahresüber-
schuss in der Ergebnisrechnung 2014 in Höhe von 
3.990.937,17 € der Ausgleichsrücklage zugeführt wird. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse der Ergebnisrechnung, der 
Finanzrechnung und der Bilanz zum 31.12.2014 sind aus 
der nachstehenden Anlage ersichtlich. 
 
(Öffentliche Bekanntmachung:) 
Der Jahresabschluss 2014 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
(Erfüllung der Anzeigepflicht:) 
Der Jahresabschluss 2014 ist gemäß § 96 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen dem 
Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Det-
mold mit Schreiben vom 27. Januar 2016 angezeigt wor-
den. 
 
(Verfügbarmachung zur Einsichtnahme:) 
Der Jahresabschluss 2014 ist zur Einsichtnahme gemäß § 
96 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen im Fachdienst 20 Kämmerei der Stadt Bad Sal-
zuflen, Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad 
Salzuflen während der Öffnungszeiten verfügbar. 
 
Bad Salzuflen, den 29. Februar 2016 
 
 
Roland Thomas 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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124 Öffentliche Bekanntmachung des Gesamtab-

schlusses der Stadt Bad Salzuflen zum 
31.12.2011 

 
I. Gesamtabschluss 2011 der Stadt Bad Salzuflen  
 
Aufgrund des § 116 Abs.1 in Verbindung mit § 96 Abs. 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) und des 
Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler 
Gesamtabschlüsse vom 25. Juni 2015 nahm der Rat der 
Stadt Bad Salzuflen am 30.09.2015 den Gesamtabschluss 
2011, der vorab einer prüferischen Durchsicht durch eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft unterzogen wurde, zur 
Kenntnis.  
 
Die wesentlichen Ergebnisse der Gesamtbilanz sowie der 
Gesamtergebnisrechnung zum 31.12.2011 sind aus der 
nachstehenden Anlage ersichtlich.  
 
II. Bekanntmachung 
Der Gesamtabschluss 2011 der Stadt Bad Salzuflen wird 
hiermit gem. § 116 Abs. 1 GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
Der Gesamtabschluss 2011 der Stadt Bad Salzuflen ist 
gemäß § 116 Abs. 1 GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 GO NRW 
dem Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Ver-
waltungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 
27.01.2016 angezeigt worden. 
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
Der Gesamtabschluss 2011 der Stadt Bad Salzuflen mit 
allen Anlagen liegt gem. § 116 Abs. 1 GO NRW i.V.m. § 96 
Abs. 2 GO NRW ab sofort bis zur Veröffentlichung des Ge-
samtabschlusses 2012 zur Einsichtnahme im Fachdienst 
20 Kämmerei der Stadt Bad Salzuflen, Rathaus, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen während der Öff-
nungszeiten aus. 
Dem Gesamtabschluss ist der Beteiligungsbericht der 
Stadt Bad Salzuflen zum 31.12.2011 beigefügt; dieser liegt 
ebenfalls zur Einsichtnahme gem. § 117 GO NRW im 
Fachdienst 20 Kämmerei der Stadt Bad Salzuflen, Rat-
haus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen 
während der Öffnungszeiten aus. 
 
Bad Salzuflen, den  29. Februar 2016  
 
 
Roland Thomas 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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Stadt Barntrup 
 
125 Bekanntmachung 
 
Wahl einer stellvertretenden Schiedsperson für den 
Schiedsamtsbezirk Barntrup 
 
Gem. Ziff. 2 zu § 5 der Verwaltungsvorschriften zum Ge-
setz über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes 
Nordrhein-Westfalen (VV SchAG NW) vom 21.06.1993 in 
der zur Zeit geltenden Fassung gebe ich hiermit bekannt, 
dass der Rat der Stadt Barntrup in seiner Sitzung am 
03.11.2015 
 
Herrn Adolf Albert 
mit Amtssitz in 32683 Barntrup, Helle 17 
 
zum stellvertretenden Schiedsmann 
 
für 5 Jahre gewählt hat. 
 
Vom Direktor des Amtsgerichts Blomberg wurde die Wahl 
bestätigt und Herr Albert am 17.12.2015 vereidigt. 
 
Sprechstunden der Schiedsperson sind telefonisch zu ver-
einbaren. 
 
Barntrup, den 17.02.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Schell 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 197 
 

 

 

Stadt Blomberg 
 
126 Haushaltssatzung des Schulverbandes 

Pestalozzischule Blomberg für das Haushalts-
jahr 2016 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW  S. 666) -in der zurzeit geltenden 
Fassung- in Verbindung mit §§ 8 Abs. 1 und 18 Abs. 1 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV.NW. 
S. 621) - in der zurzeit geltenden Fassung- und des § 6 
Abs. 2 Buchstabe e) der Schulverbandssatzung hat die 
Verbandsversammlung des Schulverbandes Pestaloz-
zischule Blomberg am 09.12.2015  folgende Haushaltssat-
zung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Schulverbandes voraus-
sichtlich anfallenden Ertrage und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehende Einzahlungen und zu leistende 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf  657.269,00 EUR 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
    657.269,00 EUR 
 
im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätig-
keit auf     657.269,00 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätig-
keit auf    657.269,00 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der 
Finanzierungstätigkeit auf     0 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der 
Finanzierungstätigkeit auf     0 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden können, wird auf 
100.000,00 EUR festgesetzt. 
 
 
 
 
 

 
§ 5 

 
Die Schulverbandsumlage wird auf 643.269,00 EUR fest-
gesetzt. 
 
Blomberg, 09.12.2015 
 
(Klaus Geise) 
Schulverbandsvorsteher 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die festgesetzte Verbandsumlage ist gemäß § 19 Abs. 2 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) 
in der zurzeit geltenden Fassung vom Schulamt für den 
Kreis Lippe am 08.02.2016 genehmigt worden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Schulverbandsvorsteher hat den Satzungsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 

Schulverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg www.blomberg-
lippe.de/Verwaltung/Öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 15. Februar 2016 
 
 
(Klaus Geise) 
Schulverbandsvorsteher 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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Stadt Detmold 
 
127 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
 
01-53 „Gelskamp“, 14. (rückwirkende) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Teilbereich C: zwischen Am 

Stoppelkamp und Eisenbahn 
 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 18.02.2016 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
01-53 „Gelskamp“, 14. (rückwirkende) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Teilbereich C: zwischen Am 

Stoppelkamp und Eisenbahn 
 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung und der zu-
sammenfassenden Erklärung im Fachbereich 6, Stadtent-
wicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Hin-
tergebäude, Rosental 21, zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 29.02.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
128 8. Hebesatzsatzung über die Festsetzung der 

Realsteuerhebesätze der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 16.02.2016 

 
Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 7. Au-
gust 1973 (BGBI I S. 965) in der zurzeit geltenden Fassung 
und des § 16 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBI I S. 
4167) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der 
Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 11.02.2016 
folgende Hebesatzsatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt 
festgesetzt: 
 
 Ab 

01.01.2016 
 

1. Grundsteuer   
a) für die land- und forstwirt- 
    schaftlichen Grundstücke 
    (Grundsteuer A) 
b) für die Grundstücke 
    (Grundsteuer B) 
 

 
 

__227__ v. H. 
 

__580__ v. H. 

 

2. Gewerbesteuer nach dem 
    Gewerbeertrag 

 
__418__ v. H. 

 

 
§ 2 

 
Die Satzung tritt am 01. Januar 2016 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die 7. Hebesatzsatzung über die Festsetzung der Real-
steuerhebesätze der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
31.05.2010 (KrBL Lippe vom 10.06.2010) außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung über die Festsetzung 
der Realsteuerhebesätze in der Stadt Horn-Bad Meinberg 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 
 
 
 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt - Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden -  auf der In-
ternetseite der Stadt Horn-Bad Meinberg unter  
www.horn-badmeinberg.de zugänglich gemacht. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 16.02.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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Stadt Lage 
 
129 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-

plans G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“ im 
OT Pottenhausen der Stadt Lage 

 
hier: Satzungsbeschluss vom 10.09.2015 und Inkraft-
treten 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans 
G 355 „Biogasanlage Iggenhausen “ der Stadt Lage ist vom 
Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 10.09.2015 ge-
mäß § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in Verbindung mit §§ 7 und 
41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) 
in den jeweils gültigen Fassungen als Satzung beschlossen 
worden.  
 
Der Satzungsbeschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
„Die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans G 
335 „Biogasanlage Iggenhausen“ der Stadt Lage im Ortsteil 
Pottenhausen wird unter Einbeziehung der zuvor gefassten 
Abwägungsbeschlüsse gem. § 10 BauGB i.V. m. § 7 GO 
NW als Satzung beschlossen.“ 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach § 
10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) die 1. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplans G 335 „Biogasanla-
ge Iggenhausen“ im OT Pottenhausen der Stadt Lage in 
Kraft. 
 
Lage und Umfang der 1. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplans G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“ im 
OT Pottenhausen der Stadt Lage sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
Der räumliche Geltungsbereich ist im Übersichtsplan mit 
einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für die 
genaue Umgrenzung ist die Grenzeintragung in der 1. Än-
derung und Erweiterung des Bebauungsplans G 335 „Bio-
gasanlage Iggenhausen“ der Stadt Lage verbindlich. 
 
Die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans 
G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“ im OT Pottenhausen 
der Stadt einschließlich Begründung, Umweltbericht und 
zusammenfassender Erklärung wird vom Tage dieser Be-
kanntmachung an für dauernd während der Dienststunden 
im Fachteam Planen der Stadt Lage, 32791 Lage, St.-
Johann-Straße 6, 1. Obergeschoss, zu jedermanns Ein-
sicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Bebauungsplans 
G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“ der Stadt Lage wird 
auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 
 
 
 

 
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von eingetrete-
nen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

 
3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 29. Februar 2016  
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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130 1. Änderung des Bebauungsplans G 6D „Quar-

tier Lange Straße / Werrestraße“ der Stadt La-
ge im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a 
BauGB 

 
hier: Satzungsbeschluss vom 11.02.2016 und Inkrafttreten 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Der Bebauungsplan G 6 D „Quartier Lange Straße / Wer-
restraße“ der Stadt Lage ist vom Rat der Stadt Lage in sei-
ner Sitzung am 11.02.2016 gemäß § 10 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) 
in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666) in den jeweils gültigen Fassungen 
als Satzung beschlossen worden.  
 
Der Satzungsbeschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
„Der Entwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplans G 6D 
„Quartier Lage Straße / Werrestraße“ wird unter Einbezie-
hung der zuvor gefassten Abwägungsbeschlüsse gem. § 
10 BauGB i. V. m. § 7 GO NW als Satzung beschlossen.“ 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach § 
10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) der Bebauungs-
plans G 6D „Quartier Lange Straße / Werrestraße“ der 
Stadt Lage in Kraft. 
 
Lage und Umfang des Bebauungsplans G 6D „Quartier 
Lange Straße / Werrestraße“ der Stadt Lage sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Planausschnitt 
ersichtlich. Der räumliche Geltungsbereich ist im Über-
sichtsplan mit einer schwarzen unterbrochenen Linie ein-
gegrenzt. Für die genaue Umgrenzung ist die Grenzeintra-
gung im Bebauungsplan G 6D „Lange Straße / Werrestra-
ße“ der Stadt Lage verbindlich. 
 
Der Bebauungsplan G 6D „Quartier Lange Straße / Wer-
restraße“ der Stadt einschließlich Begründung wird vom 
Tage dieser Bekanntmachung an für dauernd während der 
Dienststunden bei der Stadt Lage, Rathaus III, Lange Stra-
ße 67 (Fachteam Planen, Zimmer 204), 32791 Lage, zu 
jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des 
Bebauungsplans G 6D „Quartier Lange Straße / Werrest-
raße“ der Stadt Lage wird auf Verlangen Auskunft gege-
ben. 
 
Hinweise 
 
1. Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

 
 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von eingetrete-
nen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

 
3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 29. Februar 2016  
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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131 82. Änderung des Flächennutzungsplans der 

Stadt Lage, OT Pottenhausen 
 
hier: Genehmigung und Wirksamwerden 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
10.09.2015 die  82. Änderung des Flächennutzungsplans 
im OT Pottenhausen abschließend beschlossen (Parallel-
verfahren zur 1. Änderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplans G 335 „Biogasanlage Iggenhausen“). Der ab-
schließende Beschluss vom 10.09.2015 hat folgenden 
Wortlaut: 
 
„Die 82. Änderung des Flächennutzungsplans wird endgül-
tig beschlossen.“ 
 
Die 82. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt La-
ge ist von der Bezirksregierung in Detmold mit Verfügung 
vom 05.02.2016 - AZ.: 35.21.10-510/L. 141 - gemäß § 6 
Baugesetzbuch genehmigt worden.  
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Flä-
chennutzungsplanänderungsunterlage vorgenommene 
Grenzeintragung verbindlich.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches wird die vorstehende 
Erteilung der Genehmigung hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die  
 
82. Flächennutzungsplanänderung der Stadt Lage, OT 
Pottenhausen 
 
wirksam. 
 
Die genehmigte 82. Flächennutzungsplanänderung wird 
mit der Begründung einschließlich Umweltbericht und der 
zusammenfassenden Erklärung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB 
im Fachteam Planen der Stadt Lage, 32791 Lage, St.-
Johann-Straße 6, 1. Obergeschoss, auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

 
 
 
 
 
 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind. 

 
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte  
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 29. Februar 2016 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



206 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 207 
 

 

 
132 Einladung zur Ratssitzung am 17.03.2016 
 
E I N L A D U N G 
 
Sitzungsnummer:  RAT/019/10. LEGISL. 
Gremium:  Rat der Stadt Lage 
Sitzungstag:  17.03.2016 
Sitzungsort:  Aula des Schulzentrums  
   Werreanger  
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
 
1 NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1.1 Formelle Feststellungen zur Sitzung gem. § 9 

Geschäftsordnung 
 
1.1.1 form- und fristgerechte Einladung 
  
1.1.2 Beschlussfähigkeit 
  
1.1.3 Tagesordnung 
  
1.2 Geschäftliche Mitteilungen 
 
1.3 Unterbringung von Flüchtlingen 
 
1.4 Vorlagen zur Beschlussfassung 
 

1.4.1 Ankauf/Anmietung von Immobilien für die 
Unterbringung von Flüchtlingen 

 
1.4.2 Auftragsvergabe Revitalisierung City-

Center  
- Bieterverfahren - 

  
1.5 Anfragen 
 
1.6 Beantwortung von Anfragen 
 
2 ÖFFENTLICHE SITZUNG  

(Beginn: ca. 19.00 Uhr) 
 
2.1 Formelle Feststellungen zur Sitzung gem. § 9 Ge-

schäftsordnung 
 
2.1.1 form- und fristgerechte Einladung 
  
2.1.2 Beschlussfähigkeit 
  
2.1.3 Tagesordnung 
  
2.2 Geschäftliche Mitteilungen 
 
2.3 Personelle Änderungen in den Ratsgremien 
 
2.4 Unterbringung von Flüchtlingen 
 
2.5 Vorlagen zur Beschlussfassung 
 

2.5.1 Haushalt 2016; Nachtragssatzung ein-
schließlich Anlagen 

  
2.6 Revitalisierung City-Center  

Vorstellung der Ergebnisse des Bieterverfah-
rens (Vortrag durch die DKC) 

 
 
 

 
2.7 Anfragen 
 
2.8 Beantwortung von Anfragen 
 
STADT LAGE 
-Der Bürgermeister- 
 
Lage, 2. März 2016 
 
 
gez. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
133 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 

1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 61 27 01.09 „Marktkauf“ vom 
29.02.2016 

 
Aufgrund der §§ 12 und 13a in Verbindung mit § 10 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit 
geltenden Fassung in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der 
Gemeindeordung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 
S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der 
Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 22.02.2016 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Der 3,27 ha große Bereich der 1. Änderung  des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes MARKTKAUF  
Nr. 27 01.09 (Verbraucher- und Baumarkt) umfasst die 
Flurstücke 623, 624, 625, 626, 627 tlw., 628, 629, 630, 631 
in der Flur 24, Gemarkung Lemgo und wird begrenzt: 
• im Norden durch die nördliche Grenze der Flurstücke 

623, 624, 625 und 626, querend das Flurstück 627 (Al-
ter Fluss) und tlw. durch die nördliche Grenze des Flur-
stückes 631; 

• im Osten durch die östliche Grenze des Flurstückes 
631; 

• im Süden durch die südliche Grenze der Flurstücke 
631, 630 und 629; 

• im Westen durch die westliche Grenze der Flurstücke 
629 und 628, querend das Flurstück 627 (Alter Fluss) 
und durch die westliche Grenze des Flurstückes 623. 

Für die genauen Grenzen sind die Grenzeintragungen im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan verbindlich. 
 
Der Vorhabenträger, die Beermann Immobilienverwaltung 
GmbH & Co. KG, Walhallastraße 4, 32108 Bad Salzuflen, 
ist bereit und in der Lage, auf der Grundlage eines von ihr 
beauftragten, entwickelten und mit der Stadt Lemgo abge-
stimmten Planes (Vorhaben- und Erschließungsplan) das 
Vorhaben und die Erschließungsmaßnahmen durchzufüh-
ren. Die Durchführung wird im Einzelnen im Durchfüh-
rungsvertrag (Öffentlich-rechtlicher Durchführungsvertrag 
zur 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 61 27 01.09 “Marktkauf“ vom 03.11.2015) geregelt, der 
zwischen der Vorhabenträgerin und der Stadt Lemgo ab-
geschlossen wurde. 
 

§ 2 
Bestandteile des vorhabenbezogenen Bebauungspla-

nes 
 
Der Satzung über die 1. Änderung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes 27 01.09 “ Marktkauf“ liegen als Be-
standteile zugrunde: 
• die Zeichnerischen Festsetzungen gemäß PlanzV 90 

im Maßstab M 1:1.000 
• die textlichen Festsetzungen  
• Anhang 1 der textlichen Festsetzungen – Lemgoer 

Sortimentsliste 2015 gemäß Ratsbeschluss vom 
07.09.2015 Drucksache 79/2015 

• der Vorhaben- und Erschließungsplan (Teilpläne 1 
+2) 

 
Der Satzung über die 1. Änderung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes “ Marktkauf“ ist gemäß § 2a BauGB 
beigefügt: 
• die Begründung zum Bebauungsplan.  
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird gemäß § 13a 
BauGB im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.  
 
Weiterhin sind der Begründung folgende Gutachten beige-
fügt:  
• der Vorprüfungsbericht der Allgemeinen Vorprüfung des 

Einzelfalles gemäß Anlage 1 des UVPG auf der Grund-
lage des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) und Vorprüfung des Einzelfalls gemäß An-
lage 2 zu § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB), Drees & Huesmann Planer, Bielefeld, Okto-
ber 2014 (Anhang A). 

• die Schalltechnische Untersuchung zur Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MARKTKAUF 
Nr. 27 01.09 (Verbraucher- und Baumarkt), TÜV Nord 
Umweltschutz GmbH & Co. KG, Hannover, Dezember 
2014 (Anhang B), 

• die Artenschutzrechtliche Prüfung, Kortemeier + Brok-
mann Landschaftsarchitekten, Herford, Januar 2015 
(Anhang C), 

• das Verträglichkeitsgutachten zur Standorterweiterung 
Grevenmarschstraße, CIMA Beratung + Management 
GmbH, Lübeck, März 2015 (Anhang D), 

• Antrag des Vorhabenträgers auf Änderung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes vom 27.03.2015 (An-
hang E) 

• Umweltbericht Kortemeier und Brokmann, 2005 (An-
hang F). 

• Plan „Nachrichtliche Darstellung Straßenaufweitung 
Grevenmarschstraße“, Redeker GmbH, Doktorweg 2-4, 
32756 Detmold vom 09.04.2015 

• Fortschreibung der schalltechnischen Untersuchung zur 
Änderung vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
MARKTKAUF Nr. 27 01.09 (Verbraucher- und Bau-
markt), TÜV Nord Umweltschutz GmbH & Co. KG, 
Hannover, 21.09.2015 (Anhang G) 

 
§ 3 

Inkrafttreten 
 
Die Satzung über die 1. Änderung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes “ Marktkauf“ tritt gemäß § 12 in Verbin-
dung mit § 10 Abs. 3 BauGB mit der Bekanntmachung in 
Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB die vorstehende 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 1. Änderung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 61 27 
01.09 „Marktkauf“ vom 29.02.2016 öffentlich bekannt ge-
macht. Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung der 
Alten Hansestadt Lemgo über die 1. Änderung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 61 27 01.09 „Markt-
kauf“ vom 29.02.2016  in Kraft. 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
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Die Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 1. Ände-
rung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 61 27 
01.09 „Marktkauf“ vom 29.02.2016 wird vom Tage dieser 
Bekanntmachung an in der Abteilung Stadtplanung der Al-
ten Hansestadt Lemgo, Heustr. 36 - 38, während der all-
gemeinen Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. 
 
Außerdem kann der Bebauungsplan auf der Homepage der 
Stadt Lemgo unter 
http://www.o-sp.de/lemgo/plan/rechtskraft.php eingesehen 
werden.  
 
Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend ge-
macht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), in 
Kraft getreten am 4. Juli 2015, gegen Satzungen, sons-
tige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 29.02.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
____________________ 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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Volkshochschule Lippe-West 
 
134 Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2016 
 

Satzung 
 
nach §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in Ver-
bindung mit §§ 14 – 18 Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen, den §§ 8 Abs. 1 und 18 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in Verbin-
dung mit § 20 der Satzung für den Zweckverband Volks-
hochschule Lippe-West, jeweils in der zurzeit gültigen Fas-
sung, hat die Verbandsversammlung am 02.02.2016 fol-
genden Wirtschaftsplan beschlossen: 
 
1. 
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2016 wird 
 
im Erfolgsplan auf 

a) Erlöse   1.822.473,75 € 
b) Aufwendungen  1.822.217,12 € 
c) Jahresgewinn/-verlust       +  256,63 € 

 
im Vermögensplan auf 

a) Erlöse       15.431,00 € 
b) Aufwendungen      15.431,00 € 

 
festgestellt. 
 
2. 
Kredite werden nicht veranschlagt. 
 
3. 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Rechnungs-
jahr 2016 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 52.000,00 € 
festgesetzt. 
 
4. 
Die Aufteilung der Umlage erfolgt gemäß § 20 Abs. 1 der 
Zweckverbandssatzung in der zurzeit gültigen Fassung 
vom 11.04.2007 zu 30 % nach dem Verhältnis seiner Ein-
wohnerzahlen nach dem Stande vom 30.06. des Vorjahres, 
zu 50 % nach den Teilnehmerstunden im Vorvorjahr und zu 
20 % nach den im Vorvorjahr im Verbandsgebiet durchge-
führten Unterrichtsstunden. Unter Anwendung dieses Be-
schlusses entfallen auf die Städte und Gemeinden: 
 
Gemeinde Augustdorf                           8.453,44 € 
Stadt Lage      61.470,15 € 
Gemeinde Leopoldshöhe       24.851,44 € 
Stadt Oerlinghausen     27.724,97 € 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Wirtschaftsplan für das Rechnungsjahr 
2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 19 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit NRW (GkG NRW) in der zurzeit 
geltenden Fassung erforderliche Genehmigung für die in 
Ziffer 4 des Wirtschaftsplans festgelegte Umlage ist vom 
Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Verfügung vom 19.02.2016 erteilt wor-
den. 
 
Lage, 23.02.2016  
 
 
gez. Christian Liebrecht 
-Zweckverbandsvorsteher- 
 
Zweckverband Volkshochschule Lippe-West 
Lange Str. 124 
32791 Lage 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2016 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


